
 

 

Erste Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-

Eindämmungsmaßnahmenverordnung  

 

 Vom 19. März 2020 

Auf Grund des § 32 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 

148) geändert worden ist, verordnet der Senat: 

 

Artikel 1 

 

Die SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung vom 17. März 2020, 

verkündet am 17. März 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung 

von Gesetzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S. 106), das 

zuletzt durch Gesetz vom 9. November 1995 (GVBl. S. 764) geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Überschrift des 2.Teils wird wie folgt neu gefasst: 

 

„2. Teil 

Bestimmungen für Krankenhäuser und Pflegeheime, für Leistungen der 

Eingliederungshilfe sowie für Leistungen nach dem 8. Kapitel des SGB XII und 

ähnliche Einrichtungen“ 

 

2. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 

 

„§ 7a  

Bestimmungen für Leistungen der Eingliederungshilfe und für Leistungen nach 

dem 8. Kapitel des SGB XII 

 

(1) Werkstätten für Menschen mit Behinderungen und Tagesförderstätten für 

Menschen mit Behinderungen (dies umfasst die Leistungstypen BFBTS, 

TSHIV und TBTSB) und Angebote anderer Leistungsanbieter nach § 60 des 

Neunten Buchs Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 

3234), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 14. Dezember 2019 

(BGBl. I S. 2789) geändert worden ist, dürfen nicht geöffnet werden, soweit 

es sich nicht um eine Notbetreuung von Menschen mit Behinderungen 

handelt, 

 

1. für die es keine andere Betreuungsmöglichkeit gibt (z.B. durch 

Angehörige, in ambulanten oder besonderen Wohnformen),  

2. deren Angehörige eine berufliche Tätigkeit ausüben, die für die 

Aufrechterhaltung des öffentlichen Lebens insbesondere im Bereich der 



 

 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen Sicherheit und Versorgung erforderlich ist 

oder 

3. für die im Einzelfall die Betreuung für die Stabilisierung des 

Gesundheitszustandes dringend erforderlich ist. 

 

Von Satz 1 erster Halbsatz ausgenommen sind Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die im Zusammenhang mit medizinischen und/oder 

pflegerelevanten Produkten Leistungen oder Unterstützungsarbeiten erbringen 

oder durchführen; hierzu zählen auch Wäschereien. Ebenso von Satz 1 

ausgenommen sind solche Betriebsbereiche von Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die der Versorgung mit Speisen in medizinischen und/oder 

pflegerelevanten Einrichtungen dienen. Die Träger, die die Notbetreuung nach 

Satz 1 durchführen und die Träger der Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die von Satz 1 ausgenommen sind, haben in allen Fällen durch 

geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass Abstands- und Hygieneregeln 

eingehalten und Nahkontakte so weit wie möglich verhindert werden. 

 

(2) Leistungserbringer mit Vereinbarungen nach § 123 Neuntes Buch 

Sozialgesetzbuch oder § 75 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 

(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das 

zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2789) 

geändert worden ist, sind zur Abwendung von Gefahren für Mitarbeitende und 

Leistungsberechtigte befugt, das Personal abweichend von den 

Leistungsvereinbarungen einzusetzen. Die Grundversorgung der 

Leistungsberechtigten ist sicherzustellen. Durch eine erhebliche Reduzierung 

des Betreuungsumfangs in einzelnen Leistungsangeboten freiwerdendes 

Personal ist von den Leistungserbringern in anderen Angeboten zum Einsatz 

zu bringen, um dort die Versorgung sicherzustellen.“ 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 18. März 2020 in Kraft. 

 

Berlin, den 19. März 2020 

 

Der Senat von Berlin 

 

Michael Müller Dilek Kalayci 

Regierender Bürgermeister Senatorin für Gesundheit,  

 Pflege und Gleichstellung 


